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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

FESTSETZUNGEN GEM. § 9 BAUGB 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (4 - 9) BauNVO)

1.1 Das Industriegebiet  wird nach Art der Betriebe und Anlagen und deren besonderen Bedürfnissen und 
Eigenschaften gegliedert und eingeschränkt .

Unzulässig sind Betriebe und Anlagen mit vergleichbarem Immissionsgrad , wie sie im Bebauungsplan 
entsprechend der Abstandsliste 2007 (in der Fassung der Bekanntmachung vom 12.10.2007) unter 
der lfd. Nr. 1-80 (Abstandsklasse I-IV) aufgeführt sind. 

1.2 Ausnahmsweise zulässig sind Betriebe und Anlagen der jeweils nächst niedrigeren Abstandsklasse 
(höheres Abstandserfordernis) , wenn die von ihnen ausgehenden Emissionen so begrenzt werden, 
dass sie die von den allgemein zulässigen Anlagen üblicherweise ausgehenden Emissionen nachweis-
lich nicht überschreiten.

1.3 Im Industriegebiet  sind die gem. § 9 (3) Nr. 2 BauNVO sonst ausnahmsweise  zulässigen Nutzungen 
(Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke) nicht Bestandteil  
des Bebauungsplanes .

1.4 Einzelhandel  ist grundsätzlich ausgeschlossen. Ausnahmsweise  können zugelassen werden: Ver-
kaufsstätten von im Plangebiet ansässigen Produktions- oder Handwerksbetrieben . 

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(gem. § 9 (1) Nr. 1 u. (3) BauGB i.V.m. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO)

2.1 Die Baukörperhöhe wird im Industriegebiet mit maximal 10,0 m bzw. 15,0 m zugelassen. Bezugspunkt
ist die Oberkante fertiger zugeordneter Erschließungsstraße .

2.2 Eine Überschreitung  der zulässigen Baukörperhöhen für technisch erforderliche, untergeordnete Bau-
teile (z.B. Schornsteine, Masten, technische Aufbauten für Aufzüge) kann ausnahmsweise gem.
§ 16 (6) BauNVO zugelassen werden. Die technische Erforderlichkeit  ist im Baugenehmigungsverfah-
ren nachzuweisen.

3. BAUWEISE UND ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 22  (4)BauNVO)

3.1 Im Plangebiet ist abweichende Bauweise festgesetzt. Eine produktionsbedingte  bzw. betriebsbedingte  
Überschreitung  der Gebäudelängen  von 50 m ist grundsätzlich zulässig, wobei die für eine offene 
Bauweise erforderlichen Grenzabstände gem. BauO NW einzuhalten sind.

2.3 Eine Überschreitung  der festgesetzten Grundflächenzahl  durch Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen
ist in der mit GI1 gekennzeichneten  Fläche bis zu einer Grundflächenzahl  von 1,0 zulässig.

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO

ART DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB

GI1 / GI2 Industriegebiet , siehe textliche Festsetzung Nr. 1

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB

0,9 Grundflächenzahl

 H max = Maximale Baukörperhöhe  bezogen auf zugeordnete Erschließungsstraße
siehe textliche Festsetzung Nr. 2

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB

a Abweichende Bauweise, siehe textliche Festsetzung Nr. 3

Baugrenze

SONSTIGE PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  der 3. Änderung 
des Bebauungsplanes  gem. § 9 (7) BauGB
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Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634).

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung  - BauNVO)  in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786).

Planzeichenverordnung  1990 (PlanZV 90) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 18.12.1990 
(BGBl. I 1991 I S. 58), in der zuletzt geänderten Fassung.

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen  - Landesbauordnung  2018 - (BauO NRW 2018) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.08.2018 (GV NRW S. 421).

Gemeindeordnung  Nordrhein-Westfalen  (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung.

Bundesnaturschutzgesetz  (BNatSchG)  in der Fassung der Bekanntmachung  vom 29.07.2009
(BGBl. I S. 2542), in der zuletzt geänderten Fassung.

Landesnaturschutzgesetz  (LNatSchG NRW) In der Fassung der Bekanntmachung  vom 15. 11.2016 
(GV. NRW. S. 934), in der zuletzt geänderten Fassung.

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung  (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 
24.02.2010 (BGBl. I S. 94), in der zuletzt geänderten Fassung.

RECHTSGRUNDLAGEN

 

HINWEISE
1 DENKMALSCHUTZ

Bei Bodeneingriffen  können Bodendenkmäler  (kulturgeschichtliche  Bodenfunde, d. h. Mauerwerk, 
Einzelfunde aber auch Veränderungen  und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit)  
entdeckt werden. Die  Entdeckung von Bodendenkmälern  ist  der Gemeinde Rosendahl und dem 
LWL – Archäologie für Westfalen, Münster unverzüglich anzuzeigen (§§ 15 und 16 DSCHG NRW).
Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) der LWL-Archäologie  für Westfalen, 
An den Speichern 7, 48157 Münster und dem LWL-Museum für Naturkunde, Referat Paläontologie, 
Sentruper Straße 285, 48161 Münster schriftlich mitzuteilen.
Der LWL-Archäologie  für Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten der betroffenen 
Grundstücke zu gestatten, um ggf. archäologische und/oder paläontologische Untersuchungen 
durchführen zu können (§ 28 DSchG NRW). Die dafür benötigten Flächen sind für die Dauer der 
Untersuchungen freizuhalten.

2 ARTENSCHUTZ
Im Sinne des allgemeinen Artenschutzes gem. § 44 BNatSchG wird darauf hingewiesen, dass 
Gehölzentnahmen nicht während der Brut- und Aufzuchtzeit vom 01.03.  – 30.09. (vgl. § 39 
BNatSchG) vorgenommen werden dürfen.

3 KAMPFMITTEL
Das Vorkommen von Kampfmitteln im Plangebiet ist nicht bekannt, kann aber nicht ausgeschlossen 
werden.
Ist bei der Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub außergewöhnlich  verfärbt oder werden 
verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und es ist unverzüglich der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst  Westfalen-Lippe  durch die örtliche Ordnungsbehörde  oder Polizei 
zu verständigen. 

4 EINSICHTNAHME UNTERLAGEN
Wird Bezug auf technische Regelwerke genommen – DIN-Normen sowie Gutachten und VDI-Richt-
linien anderer Art – können diese bei der auslegenden Stelle innerhalb der Öffnungszeiten einge-
sehen werden.

5 WERBEANLAGEN
Anlagen der Außenwerbung, die den Verkehrsteilnehmer  auf der B 474 ansprechen, obliegen den 
anbaurechtlichen Vorschriften des FStrG sowie des StrWG NW und bedürfen der Genehmigung der 
Straßenbaubehörde .

ÄNDERUNGSVERFAHREN
Der Rat der Gemeinde hat am __ . __ . ____ gem. § 2 i.V.m. § 13a des Baugesetzbuches  diese 3. Änderung 
des Bebauungsplanes  beschlossen. Dieser Beschluss ist am __ . __ . ____ ortsüblich bekannt gemacht worden.
Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................ ................................
Gottheil Heitz
(Bürgermeister) (Schriftführer)

Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit  über die Bauleitplanung hat am __ . __ . ____ gem. § 3 Abs. 1
des Baugesetzbuches  stattgefunden. 
Die Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange über die Bauleitplanung hat
vom __ . __ . ____ bis__ . __ . ____ einschließlich gem. § 4 Abs. 1 des Baugesetzbuches  stattgefunden.
Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................
Gottheil
(Bürgermeister)

Der Rat der Gemeinde hat am__ . __ . ____ gem. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches  beschlossen, diese 
3. Änderung des Bebauungsplanes  - Entwurf mit Begründung - öffentlich auszulegen.
Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................ ................................
Gottheil Heitz
(Bürgermeister) (Schriftführer)
 

Diese 3. Änderung des Bebauungsplanes   - Entwurf mit Begründung - hat gem. § 3 Abs. 2 des 
Baugesetzbuches  in der Zeit vom__ . __ . ____ bis__ . __ . ____ einschließlich zu jedermanns Einsicht  
öffentlich ausgelegen.
Die ortsübliche Bekanntmachung erfolgte am__ . __ . ____ 
Diese Auslegung gem. § 3 Abs. 2 wurde gleichzeitig mit der Einholung der Stellungnahmen gem. § 4 Abs. 2
des Baugesetzbuches  durchgeführt .
Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................
Gottheil
(Bürgermeister)

Der Rat der Gemeinde hat am__ . __ . ____ gem. § 10 des Baugesetzbuches diese 3. Änderung des
Bebauungsplanes  als Satzung beschlossen. Dieser Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt .
Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................ ................................
Gottheil Heitz
(Bürgermeister) (Schriftführer)

Gem. § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches  ist der Beschluss der 3. Änderung des Bebauungsplanes  
am __ . __ . ____  ortsüblich bekannt gemacht worden. Mit dieser Bekanntmachung  ist dieser 
Bebauungsplan  in Kraft getreten.
Rosendahl, den __ . __ . ____ 

................................
Gottheil
(Bürgermeister)
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1 Allgemeine Planungsvorgaben und Planungsziele 

1.1 Änderungsbeschluss und räumlicher Geltungsbereich 

Der Rat der Gemeinde Rosendahl hat in seiner Sitzung am ........... 

den Beschluss zur 3. Änderung des Bebauungsplanes „Hofmann” im 

Norden des Ortsteils Holtwick, westlich der Handwerkerstraße im 

beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB gefasst.  

Der Änderungsbereich umfasst das Plangebiet des Bebauungsplanes 

„Hoffmann“ einschließlich seiner 2. Änderung.  

Das 2,1 ha große Plangebiet wird begrenzt: 

– durch die Handwerkerstraße im Osten, 

– durch die Gemeindestraße, die in die Bauerschaft „Schlee“ 

führt (Flurstück 138, Flur 5, Gemarkung Holtwick) im Süden, 

– durch die östliche Grenze des Flurstückes 114, Flur 4, 

Gemarkung Holtwick im Westen sowie 

– durch die südlichen Grenzen der Grundstücke Flurstücke 188 

und 128, Flur 4, Gemarkung Holtwick im Norden. 

 

Die Grenzen sind entsprechend in der Planzeichnung des Bebau-

ungsplanes festgesetzt.  

 

1.2 Änderungssanlass und Änderungssziel  

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Hoffmann“ wurden im Sin-

ne der Standortsicherung des ansässigen Betriebes im Jahre 2007 

die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung des 

Tischlereibetriebes an seinem Standort an der Handwerkerstraße in 

Holtwick geschaffen.  

Aufgrund der positiven wirtschaftlichen Entwicklung des Betriebes 

wurden in der Vergangenheit mit der 1. und 2. Änderung des Bebau-

ungsplanes kleinteilige Möglichkeiten zur Erweiterung des Betriebes 

geschaffen. 

Ziel der 3. Änderung ist es nunmehr, im Sinne der Nachverdichtung 

des bestehenden Gewerbegebietes und einer optimierten Ausnut-

zung des Betriebsstandortes, die Flächen der den Betriebsstandort 

im Norden begrenzenden Handwerkerstraße in den Bebauungsplan 

miteinzubeziehen und die überbaubaren Flächen auszuweiten. Damit 

sollen noch einmal weitere Flächen für Erweiterungsbauten zur Ver-

fügung gestellt und der Betrieb an seinem derzeitigen Standort lang-

fristig gesichert werden.  

 

1.3 Planverfahren 

Die Gemeinde Rosendahl beabsichtigt, die 3. Änderung des vorlie-

genden Bebauungsplanes auf der Grundlage des § 13a BauGB und 

den danach geltenden Verfahrensvorschriften als „Bebauungsplan 

der Innenentwicklung” im beschleunigten Verfahren aufzustellen. Die 
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Voraussetzungen des § 13a BauGB sind hierbei erfüllt:  

 Das Planverfahren dient der Nachverdichtung eines bestehenden 

Gewerbegebietes. 

 Das Plangebiet befindet sich innerhalb des bebauten 

Siedlungszusammenhangs und verfügt gemäß § 19 Abs. 2 

BauNVO über eine zulässige Grundfläche von weniger als 20.000 

qm.  

 Durch die Änderung des Bebauungsplans wird vor dem 

Hintergrund der bestehenden Nutzung, deren Bestand weiterhin 

gesichert wird, die Zulässigkeit von Vorhaben, die der Pflicht zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, 

nicht begründet. 

 Beeinträchtigungen der Gebiete von gemeinschaftlicher 

Bedeutung (FFH) oder der Europäischen Vogelschutzgebiete im 

Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes sind nicht zu befürchten. 

Aufgrund der zulässigen Grundfläche von weniger als 20.000 qm 

finden auf den Bebauungsplan die Vorschriften des § 13a Abs. 2 

Nr. 4 BauGB Anwendung. Demnach gelten Eingriffe, die aufgrund der 

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans zu erwarten 

sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planeri-

schen Entscheidung erfolgt oder zulässig. 

  

1.4 Derzeitige Situation  

Das Plangebiet wird derzeit durch einen Tischlereibetrieb genutzt. Im 

Norden verläuft die Handwerkerstraße und trennt den südlichen Teil 

des Betriebsgeländes von einem noch unbebauten Teil nördlich der 

Handwerkerstraße. Östlich und südlich des Plangebietes befinden 

sich gewerblich/industriell genutzte Flächen, nördlich angrenzend 

befindet sich ein Regenrückhaltebecken. Im Westen grenzt das Plan-

gebiet an landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Über die Handwer-

kerstraße besitzt das Plangebiet auf kurzem Wege eine Anbindung 

an die B 474 und damit an das überregionale Straßennetz. 

 

1.5 Planungsrechtliche Vorgaben  

 Regionalplan  

Der Regionalplan Münsterland stellt das Plangebiet und die westlich 

angrenzenden Flächen als „Bereich für gewerbliche und industrielle 

Nutzungen” (GIB) dar.  

 

 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Rosendahl stellt für das 

Plangebiet „Gewerbliche Baufläche” dar.  

Durch die Änderung des Bebauungsplanes sind die Darstellungen 

des Flächennutzungsplanes nicht betroffen. Der Bebauungsplan ist 



 

 

 

 

 
5 

Bebauungsplan „Hoffmann“ 

3. Änderung 

Gemeinde Rosendahl 

 

 

 

gem. § 8 (2) BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

 

 

 Bebauungsplan 

Der Bebauungsplan setzt im Plangebiet Industriegebiet gem. § 9 

BauNVO mit einer Gliederung der Bauflächen nach der Art der zuläs-

sigen Betriebe gem. Abstandserlass NRW* fest.  

Ausgeschlossen sind Betriebe der Abstandsklasse I – IV. Zulässig 

sind demnach Betriebe der Abstandsklassen V – VII, die ein Ab-

standserfordernis von max. 300 m zu Wohnbebauung besitzen. Die 

Grundflächenzahl (GRZ) ist entsprechend der Obergrenzen gem. § 

17 BauNVO überwiegend mit 0,8 und im nördlichen Teilbereich mit 

1,0 festgesetzt.  

Für den südlichen Teil des Plangebietes wurde im Rahmen der 1. 

vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes eine Überschreitung 

der Grundflächenzahl bis zu einer Grundflächenzahl von 1,0 durch 

die in § 19 (4) Satz 1 BauNVO benannten Anlagen zugelassen. Die 

überbaubaren Flächen – mit Baugrenzen festgesetzt – definieren 

großzügige Baufenster. Innerhalb des Plangebietes sind Baukörper-

höhen von maximal 10,0 m zulässig.  

 

 

2  Änderungspunkte 

2.1 Änderung der festgesetzten Verkehrsfläche in 

Industriegebiet 

Die bisher als Straßenverkehrsfläche festgesetzten Flächen der 

Handwerkerstraße im Norden des Plangebietes werden nunmehr in 

das umgebend festgesetzte Industriegebiet einbezogen, um die Flä-

chen für eine Nutzung durch den angrenzend ansässigen Schreine-

reibetrieb planungsrechtlich vorzubereiten. Die Flächen werden als 

überbaubare Flächen einbezogen, um weitere Bebauungsmöglichkei-

ten für den Betrieb zu schaffen. Das Maß der baulichen Nutzung wird 

dabei entsprechend den südlich angrenzenden Flächen festgesetzt. 

 

2.2 Änderung des Maß der baulichen Nutzung  

Für den südlichen Teil des Industriegebietes (GI 1), inkl. der nunmehr 

einbezogenen Flächen der Handwerkerstraße, wird eine Grundflä-

chenzahl von 0,9 festgesetzt. Mit dieser Erhöhung der Grundflächen-

zahl wird dem Bedarf an baulichen Erweiterungen des Betriebes auf 

seinem eng umgrenzten Betriebsgrundstück Rechnung getragen. 

Vor dem Hintergrund, dass eine Versiegelung des Plangebietes 

durch die in § 19 (4) Satz 1 BauNVO genannten Anlagen (Garagen, 

Stellplätze und ihre Zufahrten sowie Nebenanlagen und Anlagen 

durch die das Grundstück lediglich unterbaut wird) bereits bis zu einer 

* Runderlass des Ministers für 

Umwelt und Naturschutz, Land-

wirtschaft und Verbraucher-

schutz vom 06.06.2007, Mini-

sterialblatt NRW Nr. 29 vom 

12.10.2007, S. 659 
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Grundflächenzahl von 1,0 zulässig ist, wird der zulässige Versiege-

lungsgrad durch die Planung nicht erhöht. 

 

2.3 Aufhebung von „Flächen zur Anpflanzung” und 

Erweiterung der überbaubaren Flächen   

Die am nordwestlichen Rand des Plangebietes bisher gem. § 9 (1) 

Nr. 25 BauGB festgesetzte „Fläche zur Anpflanzung von Bäumen und 

Sträuchern” wird aufgehoben, um an dieser Stelle bauliche Erweite-

rungen des Betriebes zu ermöglichen. Entsprechend wird die über-

baubare Fläche, wie bereits im südlichen Bereich in einem Abstand 

von 3 m zur Grundstücksgrenze festgesetzt. 

 

 

3 Erschließung 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt wie bisher von der Hand-

werkerstraße. Die bisher im Norden verlaufende Erschließungsstraße 

wird aufgehoben und zukünftig dem Betriebsgrundstück zugeschla-

gen.  

Die gemäß den bauordnungsrechtlichen Vorschriften erforderlichen 

Stellplätze sind auf den privaten Grundstücksflächen nachzuweisen. 

 

 

4 Natur und Landschaft / Freiraum 

4.1 Eingriffsregelung 

Aufgrund der geringen Grundfläche von weniger als 20.000 qm finden 

auf den Bebauungsplan die Vorschriften des § 13a (2) Nr. 4 BauGB 

Anwendung. Demnach gelten Eingriffe, die auf Grund der Änderung 

des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a (3) 

Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuläs-

sig. Somit ist die Erstellung einer Eingriffs- und Ausgleichsbilanzie-

rung entbehrlich.  

 

4.2 Biotop- und Artenschutz 

Gemäß Handlungsempfehlung des Landes NRW* ist im Rahmen der 

Bauleitplanung und bei der Genehmigung von Vorhaben eine arten-

schutzrechtliche Prüfung erforderlich. Diese erfolgt in einem dreistufi-

gen Verfahren: In vorliegendem Fall werden die mit Umsetzung der 

Planung verbundenen artenschutzfachlichen Belange nach Aktenlage 

erstellt (Stufe I). Zudem erfolgte im März 2020 eine Ortsbegehung. 

Im Folgenden wird geprüft, ob Vorkommen europäisch geschützter 

Arten im Plangebiet aktuell bekannt oder zu erwarten sind und bei 

welchen dieser Arten aufgrund der Wirkungen des Vorhabens Kon-

flikte mit artenschutzrechtlichen Vorschriften potenziell nicht ausge-

schlossen werden können. Sofern auf Basis der vorliegenden 

* Ministerium für Wirtschaft, 

Energie, Bauen, Wohnen und 

Verkehr NRW und des Ministe-

riums für Klimaschutz, Umwelt, 

Landwirtschaft, Natur und Ver-

braucherschutz (2010): Arten-

schutz in der Bauleitplanung 

und bei der baurechtlichen Zu-

lassung von Vorhaben. Ge-

meinsame Handlungs-

empfehlungen. 
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Untersuchungstiefe möglich, werden Maßnahmen zur Vermeidung 

artenschutzrechtlicher Konflikte genannt. 

 

 Bestandsbeschreibung 

Das Plangebiet liegt im nördlichen Bereich der Gemeinde Rosendahl 

im Ortsteil Holtwick unmittelbar westlich der Handwerkerstraße und 

nördlich der Gemeindestraße, die in die Bauerschaft „Schlee“ führt. 

Das Plangebiet ist entsprechend des geltenden Bebauungsplanes 

großflächig durch den bestehenden Gewerbebetrieb sowie Parkplät-

ze und Betriebsflächen versiegelt. Die einzigen Grünstrukturen be-

stehen aus einer Durchgrünung der Stellplätze mit gärtnerisch 

gestalteten (Zier-)Gehölzen und Schnitthecken sowie einem rund 5 m 

breiten und 50 m langen Grünstreifen im nordwestlichen Bereich. 

Dieser ist vorwiegend mit rund 2 bis 3 m hohen Sträuchern bepflanzt. 

Im Rahmen der vorliegenden Änderung ist durch die Erhöhung der 

Grundflächenzahl von einer weiteren Versiegelung auszugehen, so-

dass die anthropogen vorbelasteten Grünstrukturen im Rahmen der 

nachfolgenden Umsetzung voraussichtlich entfernt werden.  

 

 Artenvorkommen 

Laut Abfrage des Fachinformationssystems (FIS) des Landesumwelt-

amtes NRW (LANUV) können im Plangebiet (Messtischblatt 3908, 

Quadrant 4) unter Berücksichtigung der vorhandenen Lebensraumty-

pen (Gärten, Gebäude) 23 planungsrelevante Arten vorkommen; da-

zu gehören 2 Fledermaus- und 20 Vogelarten sowie 1 Amphibienart. 

Weitere Hinweise auf Vorkommen planungsrelevanter Arten liegen 

gem. Landschaftsinformationssammlung (@LINFOS) für das Plange-

biet nicht vor und sind aufgrund der vorhandenen Grünstrukturen 

auch nicht anzunehmen. 

 

Tab. 1: Planungsrelevante Arten (Quadrant 4, Messtischblatt 3908, Stand: 

März 2020). Status: B / N = Brut- / Nachweis ab dem Jahr 2000 vorhanden. 

Erhaltungszustände: G = günstig, U = unzureichend, S = schlecht, unbek. = 

unbekannt. Na = Nahrungshabitat, FoRu =  Fortpflanzungs- und Ruhestätte, 

Ru = Ruhestätte, () = potentielles Vorkommen, ! = Hauptvorkommen. 
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 Auswirkungsprognose 

Unter Berücksichtigung des Planvorhabens und der gegebenen Stö-

rungsintensität durch die gewerbliche Nutzung, aber auch der Aus-

stattung mit Grünstrukturen (Zierbeete, Schnitthecke, Rasen, 

Gehölzstreifen) können artenschutzrechtliche Konflikte durch Einhal-

tung einer Vermeidungsmaßnahme bzgl. der Entfernung von Gehöl-

zen ausgeschlossen werden. Die Grünstrukturen sind als tatsächliche 

Fortpflanzungs- / Ruhestätte bzw. essentielles Nahrungshabitat für 

die gem. Messtischblattabfrage potentiell denkbaren planungsrele-

vanten Arten entweder faktisch nicht geeignet (vgl. Tab. 1) oder es 

werden keine artenschutzrechtlichen Konflikte i.S. des § 44 (1) Nr. 2 

und 3 BNatSchG vorbereitet. Eine erhebliche Störung mit Auswirkun-

gen auf den Erhaltungszustand der lokalen Population der potentiell 

denkbaren Arten bzw. eine Beschädigung von Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten bei gleichzeitigem Verlust der ökologischen Funktion 

sind nicht zu prognostizieren. Dadurch, dass mit Umsetzung des Vor-

habens keine Abbrucharbeiten vorgenommen werden, können arten-

schutzrechtliche Konflikte i.S. einer Tötung/ Verletzung gegenüber an 

Art Status Erhaltungszustand Potential- Gärten, Grün- Gebäude

Wissenschaftlicher Name Deutscher Name in NRW (ATL) Analyse anlagen

Säugetiere

Eptesicus serotinus Breitflügelfledermaus N G- + Na FoRu!

Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus N G + Na FoRu!

Vögel

Accipiter gentilis Habicht B G- - Na

Accipiter nisus Sperber B G + Na

Ardea cinerea Graureiher B G - Na

Asio otus Waldohreule B U - Na

Athene noctua Steinkauz B G- - (FoRu) FoRu!

Carduelis cannabina Bluthänfling B unbek. + (FoRu), (Na)

Cuculus canorus Kuckuck B U- - (Na)

Delichon urbica Mehlschwalbe B U - Na FoRu!

Dryobates minor Kleinspecht B U - Na

Falco tinnunculus Turmfalke B G + Na FoRu!

Hirundo rustica Rauchschwalbe B U - Na FoRu!

Luscinia megarhynchos Nachtigall B G - FoRu

Passer montanus Feldsperling B U - Na FoRu

Perdix perdix Rebhuhn B S - (FoRu)

Phoenicurus phoenicurus Gartenrotschwanz B U - FoRu FoRu

Serinus serinus Girlitz B unbek. + FoRu!, Na

Streptopelia turtur Turteltaube B S - (Na)

Strix aluco Waldkauz B G - Na FoRu!

Sturnus vulgaris Star B unbek. - Na FoRu

Tyto alba Schleiereule B G - Na FoRu!

Amphibien

Hyla arborea Laubfrosch N U - (FoRu)
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Gebäude gebundene Arten ohnehin gänzlich ausgeschlossen wer-

den.  

Innerhalb des Plangebietes sind - trotz der hohen Vorbelastungen 

und der spärlichen Grünstrukturen - Vorkommen geschützter europä-

ischer Vogelarten (z.B. Ringeltaube), die in Nordrhein-Westfalen 

nicht zu den planungsrelevanten Arten gehören, nicht vollständig 

auszuschließen. Somit ist eine etwaige Entfernung von Gehölzen nur 

außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten, d.h. im Zeitraum vom 01.10. 

bis zum 28.02. eines jeden Jahres durchzuführen. 

 

 Maßnahme 

Im Sinne des allgemeinen Artenschutzes sollten gemäß § 39 (5) 

BNatSchG Gehölze nur außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten, d.h. 

in der Zeit vom 01.10. - 28.02. entfernt werden. Ein entsprechender 

Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 

 

4.3 Anforderungen des Klimaschutzes und der 

Anpassung an den Klimawandel 

Für das Plangebiet liegt der rechtskräftige Bebauungsplan „Hoff-

mann“ vor, der für das Plangebiet im Wesentlichen eine gewerbliche 

Nutzung vorsieht. Dementsprechend ist das Plangebiet bereits groß-

flächig mit einem Gewerbebetrieb bebaut und erschlossen.  

Die zukünftigen Gebäude werden nach den aktuellen Vorschriften der 

Energieeinsparverordnung (EnEV) errichtet. Dadurch werden bau-

technische Standardanforderungen zum effizienten Betriebsenergie-

bedarf sichergestellt. Es bleibt dem Bauherrn vorbehalten, die 

zukünftigen Dachflächen solarenergetisch zu nutzen.  

Mit dem geplanten Vorhaben werden weder Folgen des Klimawan-

dels erheblich verstärkt, noch sind Belange des Klimaschutzes un-

verhältnismäßig negativ betroffen. 

 

4.4 Wasserwirtschaftliche Belange  

Belange der Wasserwirtschaft sind durch die Planung nicht betroffen. 

 

4.5 Forstliche Belange  

Forstliche Belange sind von der Planung nicht betroffen. 

 

 

5 Sonstige Belange 

5.1 Ver- und Entsorgung 

Belange der Versorgung des Plangebietes durch Strom, Gas und 

Wasser sind durch die vorliegende Bebauungsplanänderung nicht 

betroffen.  
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Für ein Industriegebiet ist gemäß DVGW-Arbeitsblatt W 405 eine er-

höhte Löschwassermenge von 96 m³/h für den Zeitraum von zwei 

Stunden sicherzustellen und von der Gemeinde zur Verfügung zu 

stellen.  

Die ausreichende Löschwasserversorgung ist für das Plangebiet 

durch zwei auf dem Betriebsgelände der Tischlerei vorhandene 

Bohrbrunnen mit einer Entnahmemöglichkeit von bis zu 1.600 l/min 

und durch eine an der Handwerkerstraße/Waldweg gelegene Zisterne 

mit einem Volumen von 400 m³ sichergestellt. 

Die erste Löschwasserversorgung wird durch die in den Feuerwehr-

fahrzeugen der Freiwilligen Feuerwehr Rosendahl vorhandenen 

Löschwassermenge von 3.600 Liter des Löschzuges Holtwick, 3.600 

Liter des Löschzuges Osterwick und 2.500 Liter des Löschzuges Dar-

feld abgesichert. Sollten die Wassermengen nicht ausreichen, kann 

das öffentliche Trinkwassernetz zur Löschwasserentnahme genutzt 

werden. In unmittelbarer Nähe zum Betriebsgelände befinden sich die 

Hydranten HR74 und HR75. 

 

 

5.2 Altlasten und Kampfmittelvorkommen 

Altlasten und/oder Kampfmittelvorkommen im Plangebiet sind nicht 

bekannt. 

Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub auf eine au-

ßergewöhnliche Verfärbung hin oder werden verdächtige Gegenstän-

de beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und der Kampf-

mittelbeseitigungsdienst durch die Ordnungsbehörde oder Polizei zu 

verständigen. 

 

 

6 Immissionsschutz  

Belange des Immissionsschutzes sind von der vorliegenden Bebau-

ungsplanänderung nicht betroffen. 

Der Immissionsschutz der in der Umgebung des Plangebietes vor-

handenen Nutzungen wird weiterhin durch die Gliederung der Bauflä-

chen gem. der Abstandsliste des Abstandserlass NRW* 

sichergestellt. 

 

 

7 Denkmalschutz  

Belange des Denkmalschutzes sind im Plangebiet nicht betroffen. Im 

Falle von kulturhistorisch wichtigen Bodenfunden sind die Vorschrif-

ten des Denkmalschutzgesetzes NRW zu beachten. Ein entsprechen-

der Hinweis ist im Bebauungsplan aufgenommen. 

 

* Runderlass des Ministers für 

Umwelt und Naturschutz, Land-

wirtschaft und Verbraucher-

schutz vom 06.06.2007, Mini-

sterialblatt NRW Nr. 29 vom 

12.10.2007, S. 659 
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